
310 17. A P R I L  1926

de Locarno ne peut pas, devant ses propres citoyens et devant le monde, faire fi­
gure d’Etat qui viole ses engagements internationaux et se refuse à l’arbitrage, 
lorsqu’il s’agit d’un petit pays dont elle considère quelque intérêt comme contraire 
aux siens.

Si le parlement français refuse de ratifier le compromis d’arbitrage, en fera-t-il 
autant de la convention générale d’arbitrage entre les deux pays, ratifiée déjà par 
la Suisse? Celle-ci permettrait à la Suisse d’introduire devant la Cour internatio­
nale le conflit des zones dans des conditions pour elle plus favorables que le com­
promis.

S’il repousse aussi la convention générale d’arbitrage, ou en retarde outre 
mesure l’examen, le parlement français ne pourra empêcher la Suisse de recourir 
à l’article XV du Pacte et de s’adresser au Conseil ou même à l’Assemblée de la 
Société des Nations, que l’attitude du gouvernement français dans toute cette af­
faire, depuis 1918, ne préviendrait certes pas en faveur des prétentions françaises.

Enfin, ultima ratio, qui n’est pas la plus mauvaise, il y a une intervention que la 
Suisse pourrait provoquer, celle des Puissances garantes de 1815. En 1919, elles 
n’ont renoncé à leur garantie que sous une condition imposée à la France, savoir 
qu’elle se mettrait d’accord avec la Suisse sur les changements à introduire au ré­
gime créé en 1815 et 1816 autour de Genève. S’il est établi que la France ne fait 
pas ce qu’elle doit pour arriver à cette entente et qu’elle a agi unilatéralement, la 
condition n’est pas remplie, et toute la question peut être remise en cause, sous 
l’égide tutélaire des traités de 1815.

Nous pensons donc, Monsieur le Président et Messieurs les Conseillers d’Etat, 
que les véritables mesures à prendre aujourd’hui se résument dans une attitude 
encore plus décidée du Conseil fédéral. En mettant ouvertement à l’étude les 
autres moyens qui sont à la disposition de la Suisse pour se faire rendre justice, en 
éveillant de cette manière ou d’une autre, l’attention universelle, il agira en plein 
accord avec le sens profond de sa dignité nationale que possède le peuple suisse, 
sens que l’administration française ignore sans doute, mais que bien des Français 
et les gouvernements étrangers connaissent et apprécient.
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Der Direktor der Handelsabteilung des Volkswirtschaftsdepartementes,
W. Stucki, an den Vorsteher des Volkswirtschaftsdepartementes, E. Schulthess

S  Berlin, 17. April 1926

Sie werden sich gewundert haben, dass Sie von uns über die hiesigen Handels­
vertragsverhandlungen so lange keinen Bericht erhalten haben. Der Grund lag 
einzig und allein darin, dass nichts oder doch ganz wenig Positives zu berichten 
war. Dieser Grund besteht eigentlich heute noch, sodass auch dieser Bericht lei­
der einen irgendwie erheblichen Fortschritt in den Verhandlungen nicht feststellen
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kann. Die deutsche Delegation ist in ihren Erklärungen zu den schweizerischen 
Begehren ganz ausserordentlich zurückhaltend und langwierig. Die Gründe für 
dieses Verhalten sind offenbar verschiedener Art: einmal liegen sie in der ausser­
ordentlich komplizierten deutschen Organisation, wo bei jeder Frage auf eine Rei­
he von Ministerien, Ressorts, Referenten etc. und dann noch auf die Vertreter der 
einzelnen Länder Rücksicht zu nehmen ist. Sodann entspricht diese hinhaltende 
und schleppende Taktik einem bewährten Grundsatz des Auswärtigen Amtes -  
ein hoher Beamter desselben hat mir selber lachend erklärt «ich möchte auch 
nicht mit uns verhandeln» - ,  und ferner entspricht dieses Verhalten ganz beson­
ders auch der überaus ängstlichen und wenig verantwortungsfreudigen N atur des 
Herrn Windel. Zu alledem scheint nach gewissen Andeutungen zu kommen, dass 
man hier den Eindruck hat, die Schweiz habe beim Modus vivendi zu gut abge­
schnitten und die Deutschen zu sehr herausgelockt.

Schon gleich in der ersten Sitzung entstand eine Schwierigkeit dadurch, dass 
die Deutschen verlangten, wir sollten wiederum, wie im Januar, mit unseren E r­
klärungen zur deutschen Wunschliste, d. h. zu den deutschen Begehren auf Her­
absetzung unseres Gebrauchstarifs, den Anfang machen. Wir haben dies abge­
lehnt und immer und immer wieder und nachdrücklich darauf aufmerksam ge­
macht, dass die bisherigen deutschen Zugeständnisse noch keineswegs eine aus­
reichende Gegenleistung für den schweizerischen Verzicht auf die Inkraftsetzung 
des provisorischen Generaltarifs bedeuten könnten, und dass wir solange nicht 
Erklärungen über die Herabsetzung der Ansätze unseres Gebrauchstarifs abge­
ben könnten. Nach mühsamen Marktereien haben wir uns schliesslich dahin ge­
einigt, dass man nicht die beidseitigen Begehrenlisten durcherklärt, sondern nach 
W arenkategorien abwechslungsweise vorgeht und dass dabei die Deutschen 
jeweils den Anfang machen sollen. So hat die deutsche Delegation in den bisheri­
gen sieben Plenarsitzungen sukzessive Erklärungen zu der schweizerischen Be­
gehrenliste, ausgenommen gerade die wichtigste Gruppe der Textilien, abgegeben. 
Trotz allen unsern Bestrebungen konnten wir bisher die deutsche Stellungnahme 
zu unseren zahlreichen und wichtigen Textilbegehren nicht erfahren. Die direkten 
Besprechungen zwischen der schweizerischen und der deutschen Seidenindustrie, 
die ursprünglich für Zürich vorgesehen waren und dann auf deutschen Wunsch 
anfangs dieser Woche in Berlin stattfanden, verliefen, wie vorauszusehen war, 
vollkommen ergebnislos. Die deutsche Seite erklärte, unter keinen Um ständen un­
ter diejenigen Sätze gehen zu können, die man bereits für Frankreich in Aussicht 
genommen habe. Wir kennen diese Sätze seit langem und betrachten sie immer 
noch als viel zu hoch. Diese direkten Besprechungen zwischen den Interessenten 
sollen übrigens im Mai in der Schweiz fortgesetzt werden und es ist zu hoffen, 
dass unterdessen auch die französische Seidenindustrie energisch für eine weitere 
Herabsetzung der deutschen Seidenzölle kämpfen wird. Das ganze übrige Textil­
gebiet ist, wie gesagt, bis jetzt überhaupt noch nicht besprochen worden.

1. Es folgt eine Schilderung der Verhandlungen über landwirtschaftliche, chemische und phar­
mazeutische Tarifpositionen.
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Sie sehen also, Herr Bundesrat, dass das bisher Erreichte ohne irgendwelche 
wesentliche Bedeutung ist und die hier schon aufgewendete Zeit und Mühe kaum 
lohnt. Wir haben denn auch, um nicht ganz aus dem Gleichgewicht gedrückt zu 
werden, unsere Erklärungen zu den deutschen Wünschen lange nicht in dem Aus- 
mass abgegeben, wie wir es vorgesehen hatten und wie es dem Bundesrat bean­
tragt war. Ziffern unterhalb des Gebrauchstarifs haben wir überhaupt noch nir­
gends genannt und Reduktionen nur ungefähr bei einem Drittel der ursprünglich 
vorgesehenen Positionen in Aussicht gestellt. Wir sind überzeugt, dass wir bei 
einem anderen Vorgehen in kürzester Zeit ausgepumpt gewesen wären und jede 
Aussicht auf weitere deutsche Konzessionen von Bedeutung verloren hätten. Es 
ist ja  klar, dass man mit einem derartigen Verhandeln furchtbar mühsam vor­
wärtskommt und eigentlich unnötigerweise Zeit verliert. Wir bedauern dies alle 
ausserordentlich, müssen den Grund aber einzig und allein in der so wenig entge­
genkommenden Haltung der deutschen Delegation erblicken. Wir hoffen sehr, 
dass Herr Minister Müller in den nächsten Tagen, wie er dies in Aussicht gestellt 
hat, hieher kommt und dass er dann einen ändern Geist in die deutsche Delega­
tion bringen wird. Ich habe das bestimmte Gefühl, dass man unsern provisori­
schen Generaltarif deutscherseits heute weniger ernst nimmt als im letzten No­
vember und deshalb mehr als je auf unserm Gebrauchstarif verhandeln will. Rein 
persönlich bin ich auch der Auffassung, dass wir mit den Deutschen ohne 
Inkraftsetzung des neuen Tarifes so wenig zu einem annehmbaren Vertrage gelan­
gen werden wie mit den Tschechen. Wenn auch Herr Dr. Müller nicht ein anderes 
Tempo und eine andere Mentalität in die deutsche Delegation bringt, so werden 
sich wohl auch meine Kollegen, denen ich diesen Bericht, weil sie fort sind, leider 
nicht unterbreiten kann, meiner Ansicht anschliessen. Es tritt eben immer deutli­
cher zutage, dass man deutscherseits nur ein geringes Interesse hat, den jetzigen 
Zustand zu ändern und deshalb so ausserordentlich zurückhaltend ist, während 
doch unser Interesse dringend verlangt, innert möglichst kurzer Zeit die immer 
noch viel zu hohen deutschen Zollmauern weiter abzubauen.

Was den allgemeinen Teil des Vertrages anbelangt, so ist dieser in der grossen 
Hauptsache bereinigt. Es wird hier nur hinsichtlich des Veredlungsverkehrs mit 
erheblichen Schwierigkeiten zu rechnen sein.

Wir haben vorgesehen, am 2. Mai Berlin zu verlassen und am 3. Mai in Prag 
die tschechischen Erklärungen entgegenzunehmen. Wir werden dort voraussicht­
lich etwa vier, fünf Tage bleiben müssen und also gegen den 10. Mai wieder in 
Bern sein. Herr Odinga wird rechtzeitig das Nötige vorkehren, um die Sitzung der 
nationalrätlichen Zolltarifkommission zu verschieben. Er hat übrigens gestern ein 
von zahlreichen Mitgliedern dieser Kommission unterzeichnetes Schreiben erhal­
ten, welches verlangt, dass die Session nicht in Bern stattfinde. Ich weiss zur Stun­
de nicht, was er darauf antworten will.
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